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Politik und Sicherheit 
S ü d a f r i k a : Neue Welle der U n t e r d r ü c k u n g — Vier 
Jahre nach Soweto (28) 

I. Mehrere aktuelle Ereignisse in und um 
Südafrika bilden den Hintergrund der am 
13. Juni 1980 einstimmig verabschiedeten 
Resolution 473(1980) des Sicherheitsrats 
(Text s.S.144 dieser Ausgabe). Am 16. Juni 
dieses Jahres jährte sich zum vierten Male 
der Tag des Aufstandes der Schüler von 
Soweto. 
Im Vorfeld dieses erinnerungsträchtigen 
Datums begann im April 1980 eine Serie 
von Streiks in Südafrika, ausgehend zuerst 
von >farbigen< Schülern und Studenten, 
die gegen das nach Rassen getrennte und 
die >nicht-weiße< Bevölkerung benachteili­
gende Schulsystem demonstrierten. Die­
sem Protest folgten im Mai Streiks schwar­
zer Arbeiter in Natal und der westlichen 
Kapprovinz. Nachdem dann 53 Personen, 
unter ihnen viele Geistliche, während eines 
friedlichen Protestmarsches verhaftet wor­
den waren, forderte die afrikanische Staa­
tengruppe in den Vereinten Nationen am 
29. Mai die Einberufung des Sicherheitsrats 
zur Behandlung der >Südafrika-Frage<. 
Kurz darauf zerstörten Anhänger des be­
waffneten Flügels des >African National 
Congress< (ANC) die für die Ölversorgung 
Südafrikas außerordentlich wichtigen SA-
SOL- und NATREF-Kohleraffinerien. 
Gleichzeitig verschärfte die südafrikanische 
Regierung ihre Unterdrückungspolitik, 
durch die sie (nach den Worten von ANC-
Vertreter Makatini) für die letzten 17 Jahre 
den Rekord hält, für 60 Prozent aller Exe­
kutionen der Welt verantwortlich zu sein. 

II. In der am 4. Juni 1980 eröffneten De­
batte ergriffen die Vertreter der afrikani­
schen Gruppe diese Gelegenheit zu einer 
breit angelegten Initiative gegen das Apart­
heid-Regime. Die Unabhängigkeit Simbab­
wes (vgl. VN 3/1980 S.93ff.) hat dabei den 
schwarzafrikanischen Bemühungen um die 
Beseitigung der Minderheitsherrschaft in 
Südafrika deutlichen Auftrieb gegeben. In 
Verbindung mit diesem Ereignis stand auch 
die Argumentation mit anderen histori­
schen Parallelen: Die Unruhen in Sharpe-
ville 1960, bei denen 69 Menschen getötet 
wurden, entstanden, nachdem 20 afrika­
nische Staaten ihre Unabhängigkeit von 
England gewonnen hatten. Danach trafen 
die Vorfälle in Soweto zusammen mit der 
Befreiung Angolas und Mosambiks von 
Portugal. Nach dem Fall Rhodesiens er­
warten die Vertreter Schwarzafrikas jetzt 
auch den Beginn einer bewaffneten Revo­
lution in Südafrika. 
Übereinstimmend betonten Afrikaner, block­
freie Staaten und die Vertreter der Sowjet­
union, Vietnams und der Deutschen Demo­
kratischen Republik die Notwendigkeit um­
gehenden entschlossenen Handelns sei­
tens des Rates. Gefordert wurde — ange­
sichts der sich zuspitzenden Lae,e und der 
beharrlichen Weigerung der südafrikani­
schen Regierung, die Resolutionen des Si­
cherheitsrats zu befolgen — der Einsatz 

weiterer Maßnahmen nach Kapitel VII der 
Charta; 1977 wurden zum ersten Male in 
der Geschichte der Weltorganisation eine 
kollektive Zwangsmaßnahme in Gestalt 
eines Waffenembargos gegen ein Mitglied 
der Vereinten Nationen, nämlich Südafrika, 
verhängt (vgl. VN 1/1978 S.26f.; Text der 
entsprechend bestimmenden Resolution 
418(1977): VN 6/1977 S.198). 
Während die Haltung des Westens gegen­
über Südafrika — insbesondere eine ver­
mutete Unterlaufung des Waffenembargos 
— von den afrikanischen Sprechern eher 
beiläufig kritisiert wurde, benutzten insbe­
sondere die DDR und Vietnam die Gele­
genheit, in scharfer Form den westlichen 
Staaten vorzuwerfen, einerseits harte Sank­
tionen gegen den Iran durchzuführen, ge­
genüber Südafrika jedoch wirksame 
Zwangsmaßnahmen aus wirtschaftlichen 
und strategischen Motiven zu blockieren. 
Lobende Erwähnung fand mehrfach das 
von der Organisation erdölexportierender 
Länder (OPEC) gegen Pretoria verhängte 
ölembargo. 

Die südafrikanische Regierung gab in 
einem Schreiben ihres Außenministers Bo­
tha an den Sicherheitsrat (UN-Doc.S/13986 
v.5.6.1980) zu verstehen, daß ihr Land le­
diglich als »geeigneter Blitzableiter« für 
jene Länder gesehen werden müsse, die 
dadurch von ihren eigenen Schwierigkeiten 
abzulenken versuchten. Botha betonte, daß 
Südafrika keine Einmischung »in seine in­
neren Angelegenheiten« dulden werde. 
Die Vereinigten Staaten meldeten sich erst 
kurz vor der Abstimmung zu Wort: Bot­
schafter McHenry führte aus, daß sich das 
Beispiel Simbabwe auch anders interpre­
tieren ließe; wie nach ihm der portugie­
sische Delegierte betonte er die Möglich­
keit, daß auch Südafrika einen friedlichen 
Weg in die Mehrheitsherrschaft nehmen 
könne. Dieser könne nur durch Verhand­
lungen, Einwirkungen auf die weiße Min­
derheit und entschlossene Unterstützung 
der schwarzen Bevölkerung gefunden wer­
den. McHenry kritisierte die kaum zu über­
treffende Schärfe des dann verabschiede­
ten Resolutionsentwurfs, insbesondere die 
Formulierung der Ziffer 7b. 
Die Formulierung von Ziffer 6, die zum 
einen die »Hoffnung« auf einen Wandel 
»mit friedlichen Mitteln« ausdrückt, zum 
anderen aber von der Gewaltpolitik der 
südafrikanischen Rassisten »mit Sicherheit 
gewalttätige Auseinandersetzungen und 
Rassenkonflikte« erwartet, stellt einen 
Kompromiß dar, der die einstimmige An­
nahme des Textes erst ermöglichte. 
III. Dennoch machten die westlichen Mit­
glieder des Sicherheitsrats ihre Vorbehalte 
geltend. So erklärte der britische Vertre­
ter, die südafrikanische Regierung habe in 
jüngster Zeit größere Zurückhaltung bei 
dem Einsatz repressiver Mittel als früher 
geübt. Auch der französische Delegierte 
ließ deutlich seine Reserve gegenüber der 
drastischen Wortwahl erkennen. Westliche 
Vorbehalte wurden insbesondere zur Aus­
legung der Ziffern 4 und 11 geäußert: In 

der Annahme dieser Entschließung dürfe 
weder eine Anerkennung der Rechtmäßig­
keit des bewaffneten Kampfes noch ein 
Vorgriff auf eine Ausdehnung des Waffen­
embargos gegen Südafrika gesehen wer­
den. PHR 

A b r ü s t u n g s k o m m i s s i o n : Vorbereitungen fü r die 
zweite U N - A b r ü s t u n g s d e k a d e (29) 

(Die folgenden Ausführungen knüpfen an 
den Bericht in VN 4/1978 S.129ff. an.) 
Hatte die erste Sachtagung der durch Be­
schluß der Sondergeneralversammlung 
über Abrüstung wiederbelebten Abrü­
stungskommission (vgl. VN 6/1978 S.216) 
vom 14. Mai bis zum 8. Juni 1979 vor allem 
der Ausarbeitung von Empfehlungen hin­
sichtlich der Elemente eines >Gesamtpro-
gramms für die Abrüstung< gegolten (UN-
Doc.A/34/42), so stand die diesjährige Ta­
gung vom 12. Mai bis zum 6. Juni in New 
York insbesondere im Zeichen der Vorbe­
reitung eines Resolutionsentwurfs für die 
Erklärung der achtziger Jahre zur zweiten 
Abrüstungsdekade; den Auftrag hierzu hat­
te die Generalversammlung in ihrer Reso­
lution 34/75 (Text S.S.146 dieser Ausgabe) 
im Dezember 1979 erteilt. Weiterhin auf der 
Tagesordnung standen die Untersuchung 
der verschiedenen Aspekte des Wettrü­
stens, besonders der nuklearen Rüstung 
und der nuklearen Abrüstung, die Harmoni­
sierung der Auffassungen über konkrete 
Ansätze zur schrittweisen Reduzierung der 
Militärhaushalte sowie die Prüfung von 
wirksamen Schritten, um ein Einfrieren der 
Militärhaushalte und damit verbundene 
Maßnahmen (Verifikation) zu erreichen. 
In Erfüllung des Mandats der Resolution 
34/75 hat die Abrüstungskommission sich 
mit Zielen, Prinzipien und Aktivitäten im 
Bereich von Rüstungskontrolle und Abrü­
stung befaßt. Dabei konnte man sich auf 
folgende recht allgemeine Ziele verständi­
gen: Beendigung des Wettrüstens, insbe­
sondere des nuklearen Wettrüstens; Not­
wendigkeit von Vereinbarungen über Ab­
rüstung, insbesondere die nukleare Ab­
rüstung; Weiterentwicklung der in den 
siebziger Jahren erzielten Ergebnisse im 
Bereich der Rüstungskontrolle; Festigung 
des Weltfriedens und der internationalen 
Sicherheit im Einklang mit der UN-Charta; 
Verfügbarmachung eines erheblichen Teils 
der durch Abrüstung freiwerdenden Mittel, 
um damit die Aufgaben der dritten Ent­
wicklungsdekade zu erreichen. 
Als dringlich wurden in dem für die 35. Ge­
neralversammlung bestimmten Resolutions­
entwurf bezeichnet: der Abschluß eines 
Vertrages über ein umfassendes Verbot 
der Kernwaffenversuche und von Verträ­
gen über das Verbot der chemischen und 
radiologischen Waffen. Ferner wird die 
Forderung nach Ratifizierung von SALT II 
erhoben und zum Beginn von Verhand­
lungen für SALT III aufgefordert. 
Als dringlich werden auch Abrüstungs­
schritte in Europa (MBFR) bezeichnet so­
wie Verhandlungen über »wirksame« ver­
trauensbildende Maßnahmen im KSZE-
Rahmen. Es wird die Notwendigkeit unter­
strichen, die Weltöffentlichkeit über die Zu­
sammenhänge von Rüstung und Abrüstung 
aufzuklären und sie zu mobilisieren, sich 
für Abrüstungsfortschritte stärker einzuset­
zen. 

Bei den Prioritäten standen sich zwei kon-
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kurrierende Ansätze gegenüber: Der War­
schauer Pakt, gefolgt von einigen Entwick­
lungsländern, will die Hauptaufmerksam­
keit auf die nukleare Abrüstung lenken mit 
der Folge, daß man sich zunächst auf die­
sen Bereich zu konzentrieren hätte, unter 
Vernachlässigung der konventionellen Ab­
rüstung. Die westlichen Staaten (NATO 
und Neutrale) bestreiten die Notwendig­
keit nuklearer Abrüstung nicht, wollen je­
doch die konventionelle Abrüstung als 
gleichrangige und zeitgleiche Verhand­
lungsaufgabe verstanden wissen. 
Zum Thema der Reduzierung der Militär­
haushalte gab es keine Einigung. Es bleibt 
aber das Ziel, eine Übereinkunft zu tref­
fen (in der Form einer Deklaration), in der 
der »politische Wille< der Mitgliedstaaten 
zum Ausdruck kommt, die Militärbudgets 
einzufrieren und zu verringern. Allerdings 
sind hier noch immer >technische< Details 
zu klären wie die Erstellung einer Matrix 
zur besseren Erfassung und Vergleichbar­
keit von Militärhaushalten. 
Bezüglich der Rüstungskontrollverhandlun­
gen notierte die Abrüstungskommission 
mit »ernster Sorge«, daß trotz der Ab-
schlußerklärung der Sondergeneralver­
sammlung über Abrüstung von 1978 (Text: 
VN 5/1978 S.171ff.) das Wettrüsten unver­
mindert weitergehe. Festgehalten wird, daß 
die Lage hier gekennzeichnet sei durch 
einen Mangel an Fortschritten bei der kon­
kreten Umsetzung des damaligen Aktions­
programms. WB 

Wirtschaft und Entwicklung 
IAO: Internationare Arbeltskonferenz wieder unter 
Beteiligung der USA (30) 

(Die folgenden Ausführungen knüpfen an 
den Kommentar in VN 6/1977 S.171 an; 
vgl. auch VN 1/1976 S.26 und VN 6/1975 
S.186ff.) 
Mit Wirkung vom 18.Februar 1980 sind die 
Vereinigten Staaten wieder Mitglied der 
Internationalen Arbeitsorganisation (IAO; 
englisch: International Labour Organiza­
tion, ILO). Damit wurde die Ende 1975 aus­
gesprochene und seit Ende 1977 wirksame 
Kündigung der Mitgliedschaft aufgehoben. 
Mit ihrer damaligen Kündigung wollten die 
USA auf Besorgnisse aufmerksam machen, 
die sich auf die Unabhängigkeit der Ar­
beitgeber- und Arbeitnehmervertreter in 
den Beschlußorganen der Organisation, 
die Einhaltung geregelter Verfahren bei 
politisch motivierten Entschließungen und 
die Gleichbehandlung aller Mitgliedsländer 
in Fragen der Menschenrechte sowie der 
Vereinigungsfreiheit bezogen. 
Die Organisation hat das Fehlen der Ver­
einigten Staaten als schmerzliche Lücke 
empfunden nicht nur wegen der erhebli­
chen finanziellen Konsequenzen, sondern 
insbesondere auch wegen der fehlenden 
Mitarbeit der Vertreter von Arbeitnehmern, 
Arbeitgebern und der Regierung dieses 
Landes in den jeweiligen Gruppen der 
dreigliedrig strukturierten Organisation. 
Darum haben der Generaldirektor der IAO, 
Francis Blanchard, wie auch die Bundes­
regierung die Rückkehr der USA mit gro­
ßer Genugtuung begrüßt. Diese Rückkehr 
war von Präsident Carter am 13. Februar 
verkündet worden mit dem Hinweis, daß 
die Vereinigten Staaten als Mitglied der 
IAO und mit Unterstützung anderer Län­

der bestrebt sein werden sicherzustellen, 
daß die IAO weiterhin den Interessen der 
arbeitenden Bevölkerung in der Welt dient, 
indem sie mehr und bessere Beschäfti­
gungsmöglichkeiten schafft und Recht und 
Würde der Menschen schützt. 
Die am 25.Juni beendete diesjährige Inter­
nationale Arbeitskonferenz, die 66. in der 
Geschichte der Organisation, hatte inso­
fern einen Rekord zu verzeichnen, als von 
den 144 Mitgliedsländern der IAO 138 in 
Genf durch Delegierte vertreten waren. Es 
wurde ein umfangreiches Sachprogramm 
bewältigt. Die Konferenz verabschiedete 
eine Empfehlung bezüglich der Arbeitsbe­
dingungen und der sozialen Sicherheit äl­
terer Arbeitnehmer. In erster Lesung wur­
de eine Empfehlung über die Förderung 
von Tarifverhandlungen erörtert, die ins­
besondere für viele wenig industrialisierte 
Länder von Bedeutung sein wird. Das glei­
che gilt für den Entwurf eines Übereinkom­
mens über die Chancengleichheit im Ar­
beitsleben für Arbeitnehmer mit familiären 
Verpflichtungen, die wahrscheinlich nach 
einer zweiten Lesung im nächsten Jahr 
verabschiedet werden wird. Weiter wurde 
der Entwurf eines Übereinkommens über 
Sicherheit, Gesundheit und Arbeitsumwelt 
erörtert, der gleichfalls der kommenden 
Konferenz zur endgültigen Verabschiedung 
vorliegen wird. 

Neben der Beratung und Verabschiedung 
neuer Übereinkommen und Empfehlungen 
gehört es zu den Aufgaben der Interna­
tionalen Arbeitskonferenz, die Einhaltung 
beschlossener Übereinkommen zu überwa­
chen. Der dafür zuständige Konferenzaus­
schuß behandelte Stellungnahmen von 38 
Ländern, die diese auf Anforderung vorge­
legt hatten. Werden solche Stellungnah­
men nicht als ausreichend oder befriedi­
gend angesehen, so wird darüber an die 
Konferenz berichtet, was in diesem Jahr 
auf sieben Länder zutraf. Der Erfolg dieses 
Verfahrens, das einer öffentlichen Fest­
stellung von Unzulänglichkeiten gleich­
kommt, kann daraus ersehen werden, daß 
während des vergangenen Jahres mehr als 
70 Fälle von Rechtsänderungen mit dem 
Ziel der Übereinstimmung nationalen 
Rechts mit internationalen Verpflichtungen 
registriert wurden. 
Die diesjährige Internationale Arbeitskon­
ferenz hatte den Vorsitzenden der Unab­
hängigen Kommission für Internationale 
Entwicklungsfragen, Willy Brandt, zu einer 
Ansprache über Folgerungen aus dem von 
der Kommission vorgelegten Bericht >Das 
Überleben sichern< eingeladen. Brandt ar­
beitete die Hauptelemente des in dem Be­
richt enthaltenen Aktionsprogramms her­
aus: Erhöhter Ressourcentransfer in die 
ärmsten Länder, Herstellung einer Partner­
schaft zwischen erdölfördernden und öl­
verbrauchenden Ländern, Erhöhung der 
Nahrungsmittelproduktion in Ländern, die 
auf Einfuhren angewiesen sind, sowie Re­
formen des internationalen Währungs-, Fi­
nanz- und Handelssystems. Er betonte vor 
dem Weltparlament der Arbeit die Not­
wendigkeit der Einhaltung gerechter Ar­
beitsbedingungen mit dem Ziel, daß in 
Entwicklungsländern investierende Firmen 
nicht nur Wettbewerbsvorteile hinsichtlich 
Löhnen und Steuern erlangen, sondern 
auch einen Beitrag zur Entwicklung leisten. 

DZI 

UNCTAD: Arbeiten an Verhaltenskodex Ober wett­
bewerbsbeschrankende G e s c h ä f t s p r a k t i k e n abge­
schlossen (31) 

I. Versuche internationaler Organisationen, 
einheitliche Grundsätze und Regeln zum 
Schutz des internationalen Wettbewerbs 
aufzustellen, können auf eine lange Ge­
schichte zurückblicken. Von den fehlge­
schlagenen Anstrengungen des Völkerbun­
des über die entsprechenden Vorschriften 
der Havanna-Charta gediehen die Arbeiten 
daran (etwa im Wirtschafts- und Sozialrat 
oder später im Allgemeinen Zoll- und Han­
delsabkommen) nie über das Entwurfssta­
dium hinaus. 
Seit Beginn der siebziger Jahre ist hier 
ein Wandel eingetreten. Die westlichen In­
dustrieländer haben sich im Rahmen der 
OECD auf einige Grundlinien des Wett­
bewerbsrechts einigen können. Seit UNC­
TAD III wurde deutlich, daß auch die Ent­
wicklungsländer der Vereinbarung von 
Wettbewerbsregeln besondere Dringlich­
keit beimaßen. International geltende Re­
gelungen sollten wettbewerbsbeschränken­
de Geschäftspraktiken transnational täti­
ger Unternehmen verbieten, die das Ex­
portpotential bzw. die gerade einsetzenden 
Exporte der Entwicklungsländer beeinträch­
tigen konnten. 
Konkretere Gestalt nahmen internationale 
Wettbewerbsregeln an, als seit 1974 für 
UNCTAD nacheinander drei Expertengrup­
pen tätig wurden. Ihre Aufgabe bestand 
darin, Geschäftspraktiken von Unterneh­
men zu beschreiben, die den internatio­
nalen Handel, vor allem aber Außenhandel 
und wirtschaftliche Entwicklung der Ent­
wicklungsländer beeinträchtigten. Daran 
sollte sich die Formulierung von Regelun­
gen solcher Geschäftspraktiken, die Ent­
wicklung eines Systems für Informations­
sammlung und -austausch und ein Modell­
entwurf eines Wettbewerbsgesetzes für 
Entwicklungsländer anschließen. Auf den 
Vorarbeiten der Experten, insbesondere 
dem Entwurf der letzten Expertengruppe, 
basierten die Erörterungen der UN-Konfe­
renz über wettbewerbsbeschränkende Ge­
schäftspraktiken, die im November/Dezem­
ber 1979 und im April 1980 tagte. Gemäß 
dem Mandat in Resolution 33/153 der Ge­
neralversammlung der Vereinten Nationen 
war es ihre Aufgabe, Wettbewerbsgrund­
sätze und -regeln zu erarbeiten und eine 
Entscheidung zur rechtlichen Verbindlich­
keit der Regeln zu treffen. 

II. Die Konferenz hat ihre Arbeiten am 
22.April in Genf erfolgreich abschließen 
können. Die von ihr formulierten Grund­
sätze und Regeln zur Kontrolle wettbe­
werbsbeschränkender Geschäftspraktiken 
(The Set of Multilateral^ Agreed Equitable 
Principles and Rules for the Control of 
Restrictive Business Practices, UN-Doc. 
TD/RBP/CONF/10 v. 2.5.1980) werden In 
diesem Herbst der 35. Generalversammlung 
zur Verabschiedung vorgelegt. 
Die Ziele, die die beiden besonders in den 
Verhandlungen engagierten Gruppen, die 
>Gruppe der 77< und die >B-Gruppe< (ent­
wickelte Marktwirtschaftsländer), mit inter­
nationalen Wettbewerbsregeln zu erreichen 
suchen, sind in Abschnitt A einführend 
dargestellt. Die Regeln sollen den durch 
einen freien Welthandel erzielten Effizienz­
gewinn für die Beteiligten sichern, insbe-
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